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GrüneKritik an
grünemPolitiker
Groupie-Vergleich Genfs Re
gierungspräsidentAntonioHod
gers sorgte kürzlich fürAufruhr,
als er ineinerRTS-Sendungeine
ihmunliebsame Journalistinder
Zeitung «Le Temps» kritisiert
hatte: «Diese Journalistin ist in
Pierre Maudet verliebt wie ein
junges Mädchen in Justin Bie
ber.» Politiker und eine Gleich
berechtigungsexpertin taxierten
den GroupieVergleich in der
Folge als sexistisch (die Redak
tionCHMedia berichtete).

Bei denweiblichenAushän
geschildern der Grünen in der
Romandie sorgt Hodgers eben
falls fürKopfschütteln,wie eine
Umfrage zeigt. Vizepräsidentin
Lisa Mazzone, die kürzlich in
GenfmitdembestenResultat in
den Ständerat gewählt wurde,
bezeichnet Hodgers Aussagen
schlicht als «nicht akzeptabel».

Die neugewählte Ständerä
tinCélineVara (NE), auchsieVi
zepräsidentin derGrünen, sagt:
«Ich halte diese Aussage nicht
für intelligent, und ich bin ins
besondere erstaunt, dass dies
jemand gesagt hat, der sich an
sonsten sehr für feministische
Anliegen einsetzt.» Die frisch
gewählteNationalrätinLeonore
Porchet (VD) teilt die Meinung
Mazzones undVaras ebenso.

Hodgers, dermit einer Bun
desratskandidatur liebäugelt,
hat sich bisher nicht zur Kritik
geäussert.

BenjaminWeinmann ausGenf

TrotzFlugscham:SchweizbremstNachtzüge
Züge von Paris kommen in Venedig verspätet an.WegenGrenzkontrollen undBaustellen in der Schweiz.

Bahnverbindungen über lange
Strecken sind wieder in Mode,
genauso wie Nachtzüge – der
Flugscham sei Dank. Die SBB
haben sich aus dem Nachtzug
Geschäft allerdings schon lange
verabschiedet, auch die Deut
sche Bahn wollte damit nichts
mehr amHut haben.DieÖster
reichischen Bundesbahnen
(ÖBB) sind in die Bresche ge
sprungenundgarantierenheute
diewichtigstenNachtzugverbin
dungen von der Schweiz, na
mentlichvonZürichnachBerlin
undHamburg sowie inRichtung
Osten – nach Wien, Graz oder
Zagreb.TrotzdesSBB-Rückzugs
ist Zürich zweitgrössterHub für
Nachtzüge in Europa. Doch
Richtung Westen und Süden –
etwa nach Barcelona oder Rom
– gibt es keine nächtlichen Ver
bindungen.

Stadlerhättedas
nötigeRollmaterial
Die Forderungen nach neuen
Nachtzügen sind lauter gewor
den, doch die Anbieter haben
Mühe, ihnen nachzukommen.
Dies hat der Geschäftsführer
derGesellschaft Thello, Rober
toRinaudo, bei einerVeranstal
tung der Bahnjournalisten
Schweiz Anfang Woche in Zü
richklargemacht. Thello ist eine
TochterfirmavonTrenitaliaund
fährtNachtzüge zwischenParis
und Venedig via Lausanne und
Simplontunnel.

Ein grosses Problem sind
dabei die chronischen Verspä
tungen. Thelloweist für die ers

ten neun Monate 2019 bei
ihrem Zugspaar Paris–Venedig
total 20073 Verspätungsminu
ten aus. Das heisst jeder Zug
hatte im Schnitt 37 Minuten
Verspätung, nur wenige waren
pünktlich. Grund dafür sind
laut Rinaudo sehr häufig Kont
rollen des Schweizer Zolls und
der Grenzwache, obwohl die
Züge nur im Transit durch die
Schweiz fahren. «Da Thello

Züge keine kommerziellenHal
testellen in der Schweiz haben,
gelten sie alsGüterzüge», kriti
siert Rinaudo. Der Antrag auf
einen Stopp in Lausannewurde
vor zwei Jahren gestellt, aber
abgelehnt. Doch es könnten
sich in diesenZügenMigranten
aufhalten oder auchDrogenku
riere. Daher wird viel kontrol
liert. Grosskontrollen könnten
Verzögerungen von bis zu 90

Minuten bedeuten, monierte
Rinaudo.

Ein weiteres Ärgernis sind
dienächtlichenBaustellenoder
gar totale Streckenunterbrüche
oderTunnelsperrungen,welche
ohne lange Vorankündigungen
eingerichtetwerden.LangeUm
leitungen sind die Folge, im
schlimmsten Fall fallen die
Nachtzüge sogar ganz aus, wie
Rinaudo berichtete. Im Jahr

2019seidiesmehrmalspassiert.
Das Beispiel verdeutlicht, dass
Wunsch und Realität auf den
Schienen auseinanderlaufen:
Alle wollen mehr Nachtzüge in
Europa.DochvoneinerRenais
sance von Schlaf und Liegewa
gen sindwir nochweit entfernt.
Dabei könnte die Schweiz auch
neues Rollmaterial liefern. Die
StadlerAGhat soebeneineRei
he von topmodernen Schlaf

und Liegewagen fertiggestellt.
Allerdings nicht an einen euro
päischen Anbieter, sondern
nachAserbaidschan.DieseWa
gen sollen möglichst bald auf
der Strecke Baku–Tbilisi–Kars–
Istanbul zum Einsatz kommen.
Die Wagen haben allerdings
ihren Preis: Rund 3 Millionen
Franken pro Stück.

Gerhard Lob

MehrZeit fürVerdingkinder
Das Parlamentwird die Frist für Gesuche umeinen Solidaritätsbeitragwohl verlängern.

Tobias Bär

DasGesetz vomHerbst 2016 ist
klar formuliert: Wer in der
Schweiz vor 1981Opfer von für
sorgerischen Zwangsmassnah
men oder Fremdplatzierungen
wurde, hat Anrecht auf einen
Solidaritätsbeitrag von 25000
Franken.DieBetroffenenmuss
ten bis EndeMärz 2018 ein Ge
sucheinreichen.«AufGesuche,
die nachAblauf dieser Frist ein
gereichtwerden,wirdnicht ein
getreten.»

Dieselben Parlamentarier,
welche die Frist vor drei Jahren
gesetzt haben,wollendiesenun
wieder aufheben. Noch in ihrer
altenZusammensetzunghatdie
Rechtskommission des Stände
rats Ende Oktober einen Vor
stoss vonRaphaëlComte (FDP)
für eine Verlängerung der Frist
angenommen – einstimmig.
Heute beschäftigt sich die
Rechtskommission des Natio
nalratsmitderForderung, eben
falls noch mit den bisherigen
Mitgliedern. Und auch dort ge
niesst die Verlängerung breite
Zustimmung. «Mit dem heuti
gen Wissen war es ein Fehler,
eine Frist zu setzen», sagt Mat
thias Aebischer (SP). Viele Be
troffenenwürden jahrelangmit
sichunddereigenenGeschichte
ringen, eine Deadline sei des

halb unsinnig. Die Zahl der Ge
suche sei schwierig abzuschät
zen gewesen.Weil weniger Ge
suche eingegangen seien als
erwartet, könne man die Frist
nun «mit gutem Gewissen auf
heben». Der Bundesrat hatte
mit bis zu 15000 Betroffenen
gerechnet, innerhalb der Frist
gingendannnur rund9000Ge
suche ein.

Verzichtwegen
drohenderEL-Kürzungen
Beat Flach (GLP) sagt, er habe
dieFrist bis jetzt als ausreichend
lang und gut bekannt beurteilt.
OffenbargebeesaberPersonen,

die wegen des allfälligen Ver
lusts ihrer Ergänzungsleistun
gen (EL) auf ein Gesuch ver
zichtet hätten. Gemäss dem
geltenden Gesetz kann es zu
EL-Kürzungen kommen, wenn
das Vermögen der Betroffenen
durch den Solidaritätsbeitrag
dieFreigrenzevon37 500Fran
ken übersteigt. Das Parlament
ist derzeit daran,dies zuändern.
Deshalb mache eine neue Frist
Sinn, sagtFlach.AuchBernhard
Guhl (BDP) ist der Meinung,
dass aufgrunddesUnrechts, das
den Betroffenen angetan wor
den sei, eine Lösung gefunden
werdenmüsse.EineFristerstre

ckung dürfe aber nicht zu einer
verzögertenAuszahlung für jene
führen, die ihrGesuch rechtzei
tig eingereicht hätten.

Heute tritt das Bundesamt
für Justiz nur in«absolutenAus
nahmefällen» auf verspätete
Gesuche ein. Bis jetzt sind rund
240 davon eingegangen. Die
rund 9000 regulären Gesuche
will der Bund bis Ende Jahr ab
gearbeitet haben.Der abtreten
de CSP-Nationalrat Karl Vogler
sagt: «Ich war bisher skeptisch
gegenüber einer Fristerstre
ckung.» Inzwischen habe er
seine Meinung aber geändert,
«nicht zuletzt aufgrund des

SchlussberichtsderUnabhängi
genExpertenkommission».Da
rin wird unter anderem die
«Aufhebung jeglicher Frist» für
die Einforderung des Solidari
tätsbeitrags gefordert.

DerBundesrat ist gegen
dieFristverlängerung
Anfang2018hattedieKommis
sion Gründe aufgelistet, die
einem Gesuch im Weg stehen
können. Dazu zähle das Miss
trauengegenüberdenBehörden
oder dieAngst vor denReaktio
nen aus dem Umfeld. Robert
Blaser, derPräsidentdesVereins
Fremdplatziert, sagt dennauch:
«Eine Fristverlängerung löst
diese Probleme nicht.» Die Be
troffenen, die sich nach langem
Abwägen doch noch zu einem
Gesuch durchringen könnten,
gingen ohne Verlängerung je
doch leer aus. Der Argumenta
tiondesBundesrates, der gegen
die Fristverlängerung ist, kann
Blaser nichts abgewinnen.

Gemäss der Landesregie
rung müsste der Zahlungsrah
menvon300MillionenFranken
unter Umständen erhöht wer
den. Dafür müssten aber rund
3000 zusätzliche Gesuche ein
gehen.FürBlaser einunrealisti
schesSzenario:«Eswerden sich
höchstensnocheinpaarhundert
melden.»

Bundesrat stärkt
den Alptransit
Güterverkehr ImSommerkün
digte Verkehrsministerin Simo
netta Sommaruga im Interview
mit dieser Zeitung ein neues
Massnahmenpaket an, um die
Verlagerung vonder Strasse auf
die Schiene weiter voranzutrei
ben. Jetzt macht sie ernst: Ges
tern hat der Bundesrat ein ent
sprechendes Paket verabschie
det. Damit sollen vor allen
Dingen die Betriebsbeiträge an
denunbegleitetenkombinierten
Verkehrweniger raschabgebaut
werden. Der Bundesrat will die
Laufzeit des Zahlungsrahmens
fürdieFörderungdesalpenque
renden Schienengüterverkehrs
bis 2026 verlängern. Zugleich
soll derZahlungsrahmenum90
Millionen Franken erhöht wer
den. Weiter hat der Bundesrat
die Trassenpreise für Züge per
2021 gesenkt. (sda/sva)

«Mitdemheutigen
Wissenwaresein
Fehler, eineFrist zu
setzen.»

MatthiasAebischer
Nationalrat (SP/BE)

Thello fährt Touristen von Paris nach Venedig. An der Schweizer Grenze kommt es dabei oft zu Verzögerungen. Bild: Alamy

Akten zu Verdingkindern im Stadtarchiv Bern. Bild: zvg


